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Anrechnung von Einkommen
Dem Bedarf, der sich ergibt, wird das Einkommen aller Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft gegenübergestellt. Ist der Bedarf höher als das Einkommen, gilt man als hilfebedürftig und bekommt die Differenz zwischen Einkommen und Bedarf ausgezahlt. Liegt das Einkommen über dem errechneten Bedarf, erhält man keine Leistungen.

Als Einkommen zählt, was jemand in der Bedarfszeit wertmäßig dazu erhält. Unter Einkommen werden also Einnahmen in Geld oder Geldeswert verstanden. Dazu gehören z.B. Lohn bzw. Gehalt, Lohnersatzleistungen wie Arbeitslosengeld I, Krankengeld, aber auch Unterhalt, Renten, das Kindergeld und Miet- und Pachteinnahmen.  

Wessen Einkommen wird berücksichtigt?

Wenn man allein stehend ist und eine (Neben-)Tätigkeit ausübt oder andere Einkünfte wie z.B. Unterhalt oder Zinsen hat, werden diese bei der Berechnung des Arbeitslosengelds II berücksichtigt.

Wenn man in einer Bedarfsgemeinschaft lebt, wird das Einkommen aller Mitglieder angerechnet, also z.B. auch das Kindergeld. Wenn jedoch die Kinder in der Bedarfsgemeinschaft eigenes Einkommen haben (z.B. Unterhalt), so dass sie kein Sozialgeld bzw. Alg II erhalten, werden sie aus der Berechnung herausgenommen. Sonst würden z.B. minderjährige Kinder für den Unterhalt ihrer Eltern aufkommen. Wenn man in einer Haushaltsgemeinschaft mit Verwandten lebt, wird vermutet, dass man von ihnen unterstützt wird. Wenn man diese Vermutung nicht schriftlich bei Antragstellung widerlegt, wird auch das Einkommen dieser Verwandten überprüft. 

Wann wird das Einkommen angerechnet?

Die Einnahmen werden in dem Monat angerechnet, in dem sie zufließen. Das bedeutet, dass das Erwerbseinkommen in dem Monat als Einkommen bei der Berechnung des Arbeitslosengelds II angerechnet wird, in dem es auf dem Konto erscheint. Das ist unproblematisch, wenn das Einkommen regelmäßig und immer in der gleichen Höhe ist. Diese Regelung führt aber zu Problemen bei Nachzahlungen oder unregelmäßigen Einkünften.

Wichtig bei Arbeitsaufnahme: Erhält man das erste Entgelt am Anfang des Folgemonats (z.B. Juni), so wird das Alg II trotzdem zu Beginn des laufenden Monats (Mai) ausgezahlt, da man noch bedürftig ist.

Wichtig bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses: Endet das Arbeitsverhältnis in der Monatsmitte, wird bei der Bedarfsermittlung der ganze Monat zugrunde gelegt. Das für diesen Monat zustehende Arbeitsentgelt wird dann angerechnet, wann man es erhält. 

Nachzahlungen: Probleme tauchen dann auf, wenn Nachzahlungen aus Ansprüchen vor dem Alg II-Bezug ausgezahlt werden. Nachzahlungen sind unabhängig von ihrem Entstehungszeitraum in dem Monat zu berücksichtigen, in dem sie zufließen. So sieht es die Regelung in der Alg II-Verordnung vor. Lohnsteuerrückzahlungen oder Abfindungszahlungen aus Zeiten vor dem Alg II-Bezug werden als einmalige Einnahmen angerechnet. 

Wie wird das Einkommen angerechnet?

Regelmäßiges Einkommen

Regelmäßige Einkünfte sind z.B. Lohn und Gehalt, Renten, Kindergeld, Krankengeld usw.

Das Jobcenter geht von monatlichen Zahlungen aus, so dass das Einkommen jeden Monat angerechnet wird. Man muss deshalb das monatliche Einkommen zu Grunde legen. 

Einmalige und unregelmäßige Zahlungen

Einmalige Einnahmen (z.B. Lohnsteuererstattungen, Weihnachtsgeld, Urlaubsgeld), die also in größeren Zeitabständen zufließen, werden auf einen Zeitraum von sechs Monaten aufgeteilt und monatlich mit einem Teilbetrag angerechnet. Dabei sollte immer gewährleistet sein, dass man weiter Leistungen erhält und damit kranken- und pflegeversichert bleibt.

Beispiel: Herr Müller gewinnt im Lotto 2.100 Euro. Sein monatlicher Alg II-Bedarf liegt bei 409 Euro Regelsatz plus 300 Euro Unterkunftskosten = 709 Euro. Wird der Gewinn auf 6 Monate aufgeteilt = 2.100 Euro  : 6 = 350 Euro – 30 Euro Freibetrag = 320 Euro. Es stehen ihm weiterhin 389 Euro Alg II zu.

Nachweis des Einkommens

Die Höhe des Einkommens muss mittels der jeweiligen Bescheide nachgewiesen werden (Arbeitslosengeld-/Krankengeldbescheid, Bescheid über Unterhaltsvorschuss usw.). Ist die/der Leistungsberechtigte oder sein/e Partner/in erwerbstätig, muss der Arbeitgeber eine gesonderte Bescheinigung ausfüllen, aus der die Art und Dauer der Erwerbstätigkeit und die Höhe des Entgelts hervorgeht (§ 8 SGB II). Habt man schwankendes Erwerbseinkommen, z.B. aufgrund von Überstunden oder unregelmäßigen Arbeitszeiten, muss man dies ebenfalls nachweisen. 

Vom Erwerbseinkommen sind abzusetzen:

1. Steuern,

2. Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung,

3. Erwerbstätigenfreibetrag,

4. Beiträge zu öffentlichen oder privaten Versicherungen oder ähnlichen Einrichtungen, soweit diese Beiträge gesetzlich vorgeschrieben oder nach Grund und Höhe angemessen sind; hierzu gehören Beiträge zur Vorsorge für den Fall der Krankheit und der Pflegebedürftigkeit für Personen, die in der gesetzlichen Krankenversicherung nicht versicherungspflichtig sind, zur Altersvorsorge von Personen, die von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung befreit sind, 

5. geförderte Altersvorsorgebeiträge (Riester-Rente), 

6. die mit der Erzielung des Einkommens verbundenen notwendigen Ausgaben.

Aber: Der Teil des Einkommens wird nicht berücksichtigt, der aufgrund eines Unterhaltsanspruchs Dritter (Ex-Ehefrau, Kinder) nicht zur Verfügung steht. Titulierte Unterhaltsansprüche sind deshalb vom Einkommen abzuziehen, sofern es sich um Personen handelt, die den Mitgliedern der Bedarfsgemeinschaft gegenüber vorrangig oder gleichrangig anzusehen sind.

Erwerbstätigenfreibetrag (§ 11b SGB II):

Zur Ermittlung der Höhe der Freibeträge wird nur das Bruttoeinkommen herangezogen. Vom Bruttoeinkommen aus Beschäftigung werden zunächst abgezogen: Steuern und Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung. Daraus ergibt sich dann das Nettoeinkommen. Die ermittelten Freibeträge werden dann vom Nettoeinkommen abgezogen. Es gilt ein Grundfreibetrag von 100 Euro (pauschal). Wer also nur 100 Euro im Monat dazuverdient, kann dieses Nebeneinkommen vollständig behalten.

Der Erwerbstätigenfreibetrag beträgt zusätzlich für jeden Euro über 100 Euro:

· bis 1.000 Euro gelten 20 % (0,20 Euro von 1 Euro)

· von 1.000 bis 1.200 Euro gelten 10 % (0,10 Euro von 1 Euro)

· von 1.200 Euro bis 1.500 Euro gelten weitere 10 %, jedoch nur für Personen mit mindestens einem minderjährigen Kind (0,10 Euro von 1 Euro).

Darüber liegendes Einkommen wird voll angerechnet.

Beispiel: Bruttoeinkommen 1.200 Euro

  
 



                             100 Euro  (Grundfreibetrag)

100 Euro bis 1.000   Euro = 900 Euro (davon 20 %) =  180 Euro

1.000 Euro bis 1.200 Euro = 200 Euro (davon 10 %) =   20 Euro

Freibetrag 

             
                          =  300 Euro

Bruttoentgelt 

         

          1.200 Euro

./. Steuern u. SV-Beiträge
           
  
  300 Euro

=  Nettoeinkommen



  900 Euro

./. Freibetrag (aus brutto)


  300 Euro

= anzurechnendes Einkommen

  600 Euro werden vom Bedarf abgezogen

Ausnahmeregelung: Bei einem Einkommen über 400 Euro können auf Antrag statt der 100-Euro-Grundpauschale auch die tatsächlichen höheren Kosten geltend gemacht werden (Nachweis erforderlich). Einige Absetzbeträge (z.B. Kfz-Versicherung) oder die 30 Euro-Pauschale gelten aber auch für andere Einnahmen, z.B. bei Einkommen aus Rente, Kindergeld, Alg I, Krankengeld, Vermietung und Verpachtung.

Zusammentreffen von „Ehrenamts“- und Erwerbstätigen-Grundpauschale

Mit einem Urteil hat das BSG klargestellt, wie Einkommen nach dem SGB II anzurechnen ist, wenn Einkommen aus regulärer Erwerbsarbeit und eine Aufwandsentschädigung aus einer ehrenamtlichen Tätigkeit gleichzeitig zufließen. Danach gilt:

􀁺 Der Abzug der Grundpauschalen – 100 Euro für „normales“ Erwerbseinkommen und 200 Euro bei ehrenamtlicher Tätigkeit – erfolgt getrennt voneinander für jede Einkommensart separat.

􀁺 Gleichwohl stellt die höhere Pauschale von 200 Euro eine Obergrenze für den maximalen Abzug bezogen auf beide Grundpauschalen dar; mehr wie 200 Euro kann an Grundpauschalen zusammengenommen nicht abgesetzt werden.

􀁺 Vom Einkommen aus Ehrenamt und Erwerbstätigkeit, das nach Abzug der beiden Grundpauschalen verbleibt, wird dann der prozentuale Freibetrag abgezogen: Vom Einkommen bis zur Grenze von 1.000 Euro bleiben zusätzlich 20% anrechnungsfrei, vom Einkommen zwischen 1.000,01 Euro bis 1.200 Euro (mit Kind: 1.500 Euro) 10%.

Beispiel: Eine monatliche Aufwandsentschädigung beträgt 180 Euro, ein gleichzeitiges Einkommen aus Erwerbstätigkeit 300 Euro.

1. Schritt: Zunächst sind die 180 Euro aus dem Ehrenamt komplett anrechnungsfrei, da sie unter der Pauschale von 200 Euro liegen.

2. Schritt: Vom Erwerbseinkommen wären eigentlich 100 Euro abzuziehen. Da aber vom höchst-möglichen Abzug in Höhe von 200 Euro bereits 180 Euro „verbraucht“ sind, können nur noch 20 Euro abgezogen werden. Es verbleiben 280 Euro (300 Euro minus 20 Euro).

3. Schritt: Nach Abzug beider Grundpauschalen verbleiben 280 Euro. Davon sind 20 Prozent (= 56 Euro) anrechnungsfrei.

Ergebnis: Der gesamte anrechnungsfreie Betrag liegt bei 256 Euro (180 Euro + 20 Euro + 56 Euro). Angerechnet werden 224 Euro (480 Euro [Gesamteinkommen] minus 256 Euro [Gesamtabzug] = 224 Euro).

Legen die tatsächlichen Aufwendungen über den jeweiligen Grundpauschalen, dann können bei Vorlage entsprechender Nachweise die tatsächlichen, höheren Aufwendungen abgesetzt werden. Das gilt für beide Einkommensarten, sofern das Einkommen aus Erwerbsarbeit 400 Euro übersteigt beziehungsweise das Einkommen aus dem Ehrenamt 200 Euro übersteigt.

Erwerbstätigenfreibetrag bei vorläufigen Entscheidungen

Entscheidet ein Jobcenter vorläufig über einen Leistungsanspruch – etwa weil das zukünftige Einkommen schwankt –, dann darf das Jobcenter den Freibetrag für Erwerbstätige (20 % von 100,01 bis 1.000 €; 10 Prozent von 1.000,01 bis 1.200 € bzw. mit Kind 1.500 €) zunächst unberücksichtigt lassen. Dies führt zu einer finanziellen Einbuße von bis zu 230 € monatlich.

Es ist noch nicht einmal sichergestellt, dass der Freibetrag bei der endgültigen Entscheidung im Nachhinein berücksichtigt wird. Denn durch Untätigkeit und Zeitablauf wird ein vorläufiger Bescheid ein Jahr nach Ende des Bewilligungsbescheids automatisch zu einem endgültigen Bescheid, sofern der Leistungsberechtigte keinen Antrag auf einen endgültigen Bescheid stellt (§ 41a Abs. 5 SGB II).
Tipp für die Beratungspraxis:

Erwerbstätige mit einem Erwerbseinkommen ab 100,01 € sollten einen Antrag auf abschließende Entscheidung stellen, damit der Erwerbstätigenfreibetrag nicht verfällt!

Zur Gewährung der 30 Euro-Pauschale für angemessene private Versicherungen 
Die Pauschale ist vom Einkommen jeder volljährigen Person abzusetzen. 

Die 30 Euro-Pauschale ist bereits in dem Grundfreibetrag bei Erwerbseinkommen von 100 Euro nach § 11 Abs. 2 Satz 2 SGB II enthalten; sie kann daher nicht ein weiteres Mal gewährt werden. 

Bezieht eine Person Einkünfte aus mehreren Einkommensarten ist die Pauschale nur einmal zu gewähren. Die Pauschale ist auch vom Kindergeld für volljährige Kinder abzusetzen. 

Beziehen in einer Bedarfsgemeinschaft mehrere volljährige Personen Einkommen ist für jede Person die Pauschale von deren Einkommen abzusetzen.

Bei steuerfreien Einnahmen aus nebenberuflichen Tätigkeiten als Übungsleiter, oder bei Aufwandsentschädigungen bei ehrenamtlicher Tätigkeit gilt ein Freibetrag in Höhe von 200 Euro.
Nicht zu berücksichtigende Einkommen (müssen aber angegeben werden):

Es gibt einige Einkünfte, die nicht beim Alg II angerechnet werden:

- die Leistungen der Grundsicherung für Arbeitssuchende (also z.B. Alg II und Sozialgeld),

- Grundrenten nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG). 

Aber: andere Renten (z.B. Altersrente oder Witwen-/Waisenrente, Erwerbsminderungsrente, Unfallrente) gelten als Einkommen.

· zweckbestimmte Einnahmen und Zuwendungen der freien Wohlfahrtspflege, wenn Sie einen anderen Zweck haben als Alg II (z.B. vermögenswirksame Leistungen, Gelder zur Arbeitsförderung nach § 43 SGB IX, aber auch Entschädigungen an Blutspender). 

- Entschädigungen, die wegen eines Schadens nach § 253 Abs. 2 BGB gezahlt werden (Schmerzensgeld und Geld für immaterielle Schäden),

- nicht steuerpflichtige Einnahmen einer Pflegeperson für Leistungen der Grundpflege und der hauswirtschaftlichen Versorgung,
- Kindergeld, das an Kinder, die nicht mehr im Haushalt leben, weitergeleitet wird,

- 100 Euro monatlich aus Erwerbseinkommen bei Sozialgeldempfängern unter 15 Jahren (wenn die/der Jugendliche z.B. Zeitungen austrägt und sich etwas hinzuverdient),

- einmalige Geldgeschenke an Minderjährige anlässlich der Konfirmation, Kommunion oder vergleichbarer religiöser Feste sowie der Jugendweihe bis zur Höhe von 3.100 Euro.

- 175 Euro vom Taschengeld, das ein Teilnehmer des Jugendfreiwilligendienstes erhält. 
· Rückerstattung von zuviel gezahlten Stromkosten, wenn diese aus dem Regelbedarf gezahlt wurden.

· 1.200 € / Jahr aus einem Ferienjob von Schüler/innen, die allgemeinbildende oder 
berufsbildende Schulen besuchen und keine Ausbildungsvergütung erhalten. Diese Einkünfte sind nur geschützt, wenn der Ferienjob nicht länger als 4 Wochen/Jahr dauert. Er kann aber auch z.B. auf 2 Wochen Oster- und 2 Wochen Sommerferien aufgeteilt werden.
Einkommen von Verwandten/Verschwägerten

Lebt man mit Verwandten oder Verschwägerten in einem Haushalt, dann vermutet das Amt, dass man von diesen finanziell unterstützt wird und dementsprechend wird auch deren Einkommen und Vermögen berücksichtigt. Dabei wird ein anderer Freibetrag zugrunde gelegt: Doppelter Regelbedarf plus anteilige Warmmiete plus 50 % des darüber liegenden Nettoeinkommens.

Beispiel: Die Mutter eines Leistungsberechtigten lebt mit im Haushalt und hat ein Einkommen von 1.300 Euro (netto), die Miete beträgt 400 Euro. Die Freibetragserrechnung erfolgt so:
Doppelter Regelbedarf (Ledige)
           818 Euro  

+ anteilige Warmmiete

           200 Euro

=




        1.018 Euro

plus 50 % (1.300 Euro – 1.018 Euro : 2)     141 Euro

Freibetrag

        
                    1.159 Euro 

Also: Einkommen 1.300 Euro minus Freibetrag 1.159 Euro = es werden 141 Euro auf das Alg II angerechnet.

Tipp: Man sollte gegenüber dem Amt schriftlich erklären, dass man mit Verwandten nur die Wohnung teilt, aber nicht gemeinsam wirtschaftet (kochen, einkaufen usw.) und keinerlei finanzielle Unterstützung erhält, dann darf auch deren Einkommen nicht angerechnet werden. 
„Aufstockendes“ Hartz IV

Wer erwerbstätig ist und ein niedriges Einkommen hat, kann aufstockend ALG II beantragen. Liegt das eigene Netto-Haushaltseinkommen unter dem Hartz-IV-Anspruch, dann wird die Differenz als Aufstockungsbetrag ausgezahlt. Sofern man (Erwerbs-)Einkommen hat, wird das Jobcenter prüfen, ob man nicht mit gegenüber Hartz IV vorrangigen Leistungen den Lebensunterhalt decken kann, also nicht auf ALG II angewiesen ist. Zu diesen vorrangigen Leistungen zählen insbesondere Wohngeld und Kinderzuschlag
Beispiel 1: Ein-Personen-Haushalt

Silvia Schmitz arbeitet Teilzeit. Sie verdient 1.000 € brutto, das sind netto 792 €. Die Warmmiete beträgt 400 €.

Leistungsansprüche:

297
€
aufstockende Hartz-IV-Leistungen
oder 

119 bis 152
€
Wohngeld (je nach Wohnort)

Silvia Schmitz hat die Wahl: Sie kann Hartz IV beantragen, weil es ihr mehr Geld bringt. Dann muss sie allerdings dem Jobcenter zur Verfügung stehen. Sie kann aber auch auf Hartz IV verzichten und Wohngeld beantragen. Dann ist sie nicht am Gängelband des Jobcenters, hat aber mindestens 145 € weniger zum Leben.

Beispiel 2: Alleinerziehende mit einem Kind

Marina Wegener verdient ebenfalls 1.000 Euro. Sie ist alleinerziehend, hat einen sechsjährigen Sohn und zahlt 550 Euro Warmmiete. Netto verdient Marina Wagner (Steuerklasse II) 795 Euro. Dazu kommen 192 Euro Kindergeld und 133 Euro Unterhaltsvorschuss vom Jugendamt, weil der Kindsvater keinen Unterhalt zahlt. Das verfügbare Haushaltseinkommen der kleinen Familie beträgt bisher 1.120 Euro (= 795 plus 192 plus 133 Euro).

Leistungsansprüche:
557 Euro aufstockendes Hartz IV oder
310 Euro Wohngeld 

Beispiel 3: Ehepaar mit zwei Kindern

Jens Hille verdient 2.100 Euro brutto, netto bleiben 1.620 Euro. Seine Frau Franziska ist Hausfrau und kümmert sich um die beiden Kinder (7 und 12 Jahre). Die Familie bekommt 384 Euro Kindergeld. Das verfügbare Haushaltseinkommen liegt somit bisher bei knapp 2.000 Euro (1.620 plus 384 = 2.004 Euro). Die Hilles zahlen 580 Euro Warmmiete.

Leistungsansprüche:
0 Euro aufstockendes Hartz IV (kein Anspruch)

197 Euro Wohngeld plus

270 Euro Kinderzuschlag (also zusammen 467 Euro)

In der Regel gilt: Bei Mehr-Personen-Haushalten und einem vergleichsweise „hohen“ Verdienst sind Wohngeld und Kinderzuschlag günstiger, bei sehr niedrigen Verdiensten meistens ALG II
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